
renamtlichen überlassen, es seien vielmehr
hauptamtliche Kräfte erforderlich. Dass
dies eine Menge Geld kostet (Bosch: „1,5
Millionen Euro gehen schon jetzt komplett
zu Lasten meiner Stadt“), kommt bei diesem
Scherbengericht nur am Rande zu Sprache.
In einem Forderungskatalog ist aber alles
schriftlich aufgelistet.

Bisweilen kommt den Kommunalvertre­
tern auch die Galle hoch. Wenn es denn mög­
lich sei, mir nichts, dir nichts 100 Steuerbe­
amte nach Griechenland abzuordnen,
spricht Kehle den jüngsten Vorschlag von
SPD­Fraktionschef Claus Schmiedel an,
dann könne man die Kräfte doch auch direkt
zum Bundesamt für Migration und Flücht­
linge schicken: So ließen sich die Asylver­
fahren beschleunigen.

Auch eigene Vorschläge hat die Präsiden­
tenrunde mitgebracht: So regt sie eine Task­
Force aus Landes­ und Kommunalvertretern
an zur schnellen Problemlösung an. Kehle:
„Derzeit sind neun Ministerien mit diesen
Fragen betraut.“

explosiv. „Wir müssen alles tun, damit die
Stimmung in der Bevölkerung nicht kippt“,
warnt Roger Kehle, der Präsident des Ge­
meindetags. Und Bosch berichtet über zu­
nehmende Proteste der Bevölkerung gegen
Lärm, Müll und Belästigungen in der Nähe

von Flüchtlingsheimen: „Ich mache mir Sor­
gen um den gesellschaftlichen Frieden.“

Und wie sieht es mit den Maßnahmen zur
Integration jener Menschen aus, die bleiben
dürfen?, fragt sie rhetorisch. Die Flüchtlinge
von heute seien ja die Mitbürger von morgen.
Auch darauf gebe es noch keine Antwort.
Man könne die Betreuung ja nicht nur Eh­

Kretschmann hatte zuletzt unwirsch re­
agiert („Ich hab’s gehört, ich bin ja nicht
taub“), doch jetzt schlagen auch die Kom­
munen in diese Kerbe.

Dann sagt Walter Sätze wie: „Wir fühlen
uns vom Ministerpräsidenten nicht ernst ge­
nommen.“ Oder: „Die Asylpolitik
des Überhörens und Aussitzens
muss ein Ende haben.“ Und
schließlich: „Es ist eher drei vor
zwölf als fünf vor zwölf.“

Dass dies keine parteipoliti­
sche Veranstaltung ist, zeigt sich
an seiner Forderung, ein Einwan­
derungsgesetz zu schaffen – so
wie es auch Grüne und SPD ver­
langen. Damit wäre der Zustrom für Flücht­
linge berechenbarer als nur über das kleine
Schlupfloch Asyl. Der Landkreistagschef
fordert aber auch, die finanziellen Anreize
für Flüchtlinge zu senken.

Nein, den kommunalen Vertretern geht es
nicht um Parteipolitik – dafür ist die Lage
bei ihnen viel zu unsicher, vielleicht sogar

schaue, der könne doch nur Konkretes be­
schließen: „Das scheint aber noch nicht
überall angekommen.“

Selten zuvor sind die Kommunen so hart
mit der Regierung ins Gericht gegangen wie
an diesem Mittwoch. Den Anfang macht
Joachim Walter, Chef des Landkreistags und
LandratvonTübingen,miteinerschonungs­
losen Analyse der Defizite. Die Leas, wie
man die Erstaufnahmeeinrichtungen im
Fachjargon nennt, hätten zu wenig Kapazi­
tät, beginnt er.

80 000 neue Flüchtlinge muss der Süd­
westen seiner Ansicht nach in diesem Jahr
aufnehmen, doch in den Leas stünden nur
7514 Plätze zur Verfügung. Statt dessen ver­
lagere das Land auch solche Menschen in die
Gemeinden, die noch gar keinen Asylantrag
gestellt hätten, moniert der CDU­Mann.

Es werde auch zu wenig abgeschoben, sagt
er. Walter springt damit CDU­Landeschef
Thomas Strobl bei, der seit Wochen gebets­
mühlenartig fordert, weitere Balkanländer
zu sicheren Herkunftsstaaten zu erklären.

Von Arnold Rieger

STUTTGART. Gegen Ende der Pressekonfe­
renz muss Städtetagspräsidentin Barbara
Bosch dann doch lachen. Die Dame mit dem
strengen Kurzhaarschnitt, die Reutlingen
als OB mit straffer Hand führt, ringt sicht­
lich um Worte, als ein Journalist sie mit der
Aussage von Ministerpräsident Winfried
Kretschmann konfrontiert.

Der hatte nämlich kürzlich seine Erwar­
tungen an den Flüchtlingsgipfel am kom­
menden Montag so definiert, als gehe es al­
lein um Atmosphärisches, um den Zusam­
menhalt der Akteure beim Flüchtlingsprob­
lem: „Das ist kein operativer Gipfel“, hatte
er gesagt. Also ohne konkrete Beschlüsse.

Ob der Regierungschef das wiederholen
würde nach diesem Auftritt der kommuna­
len Vertreter, darf man allerdings bezwei­
feln. Denn als Bosch sich gefasst hat, sagt sie
mit Leichenbittermiene: „Uns brennt der
Kittel.“ Wer sich die Lage in den Gemeinden
angesichts des Flüchtlingszustroms an­

Streiter
für die
Menschen
RedaktionsbesuchDiplomat
JoachimRückerüberdenWertderUN

Von Steffen Rometsch

STUTTGART. Am Anfang der Bürgerkriege in
Libyen und Syrien stand der Zerfall autori­
tär regierter Staaten. Zuvor waren die Bür­
ger massiven Repressalien ausgesetzt. Ähn­
liches gilt für mehr als ein Dutzend weiterer
fragiler Staaten vom Sudan, Südsudan, über
den Kongo, die Elfenbeinküste bis hin zum
jüngsten Krisenherd Burundi. Das Schema
ist immer dasselbe: die Meinungsfreiheit
wird unterdrückt, es gibt kaum Chancen auf
politische Teilhabe, es gibt willkürliche
Festnahmen, Folter oder Vergewaltigung.

Für die allermeisten der derzeit rund 60
Millionen Flüchtlinge weltweit sind das die
Alarmsignale, ihre Heimat zu verlassen in
der Hoffnung, sich irgendwo anders ein bes­
seres, ein menschenwürdigeres Leben auf­
bauen zu können. Viele nehmen dabei große
Strapazen bis hin zu Lebensgefahr in Kauf,
wiedievielenertrinkendenBootsflüchtlinge
im Mittelmeer auf traurige Art beweisen.

FürJoachimRückergehörendeshalbMen­
schenrechtsverletzungen zu den wichtigsten
Frühindikatoren für heraufziehende Krisen
überhaupt. Als Vorsitzender des Menschen­
rechtsrates der Vereinten Nationen (UN) in
Genf sagt der 64­Jährige dies Kraft Amtes,
vor allem aber aus persönlicher Überzeu­
gung, wie er beim Besuch unserer Redaktion
eindrucksvoll deutlich macht. „Niemand,
dessen elementare Menschenrechte gewahrt
sind, würde sich auf so eine lebensgefährli­
che Reise über das Mittelmeer begeben“, ist
Rücker überzeugt. „Die Leute fliehen, weil
ihre politischen und bürgerlichen Rechte
verletzt sind, aber auch ihre wirtschaftli­
chen, sozialen und kulturellen Rechte – sie
sehen für sich keine Perspektiven mehr.“

Der Blick auf die Menschenrechte sei daher
ein wichtiger Teil der Realpolitik: „Er ermög­
licht es, die Ursachen künftiger Krisen zu er­
kennen, bevor es zur Katastrophe kommt“,
betont der Diplomat, der im Dezember ver­
gangenen Jahres von den 47 Mitgliedsstaaten
des Menschenrechtsrats einstimmig zu des­
sen Präsidenten gewählt wurde. Erstmals
steht damit ein Deutscher dem 2006 gegrün­
deten UN­Gremium vor. So viel Einstimmig­
keit ist dort nicht selbstverständlich. Durch
intensive Kontakte gerade auch mit Kollegen
aus Ländern der südlichen Welthalbkugel hat
sich Rücker einen Vertrauensvorschuss er­
arbeitet. Zugute kommt ihm die breite Aus­
landserfahrung, die er in den vergangenen 46
Jahren nicht nur im diplomatischen Dienst
gesammelt hat. Nach einem Austauschjahr in
den USA 1968 macht der Kriegsdienstver­
weigerer Rücker seinen Zivildienst bei der
Aktion Sühnezeichen in Israel, ehe er nach
dem Studium ins Auswärtige Amt wechselt.

Als Vorsitzender des Menschenrechtsrats
ist er vor allem als Vermittler gefragt. An
Arbeit mangelt es nicht: die Konflikte in Sy­
rien, im Irak, im Nahen und Mittleren Osten,
in der Ukraine und in Afrika erfordern eben­
sodiplomatischesGeschickwiediestaatliche
Unterdrückung in China und Weißrussland
und die wachsende Kluft zwischen islami­
schen Ländern und der westlichen Welt.
Doch der dreifache Vater ist gerüstet: Als
Sondergesandter des UN­Generalsekretärs
und Leiter der Übergangsregierung im Koso­
vo demonstrierte er Durchsetzungskraft und,
wenn nötig, auch Härte. Von diesen Erfah­

rungen profitiert er jetzt. „Menschenrechts­
politik dient der Stabilität und den Interes­
sen aller friedlichen, global vernetzten Staa­
ten“, sagt Rücker. „Der Menschenrechtsrat
ist als Forum hierfür unverzichtbar.“

Doch das Gremium ist zugleich eine
Schlangengrube. Das würde Rücker so nie
sagen. Für Kritik am eigenen Haus und an
dessen Mitgliedern weicht er gerne in die
Diplomatensprache aus, was sich dann so
anhört: „Es gibt Probleme bei der Interpre­
tation der Menschenrechte.“ Zwar steht in
der Gründungsresolution des Rates, dass
dessen Mitgliedsstaaten besonders hohen
Menschenrechtsansprüchen genügen müss­
ten. „Trotzdem ist diese freiwillige Selbst­
verpflichtung nicht in jedem Punkt über­
prüfbar“, räumt Rücker ein, „und trotzdem
werden Menschenrechte von unterschiedli­
chen Staaten unterschiedlich interpretiert.“

Besonders anschaulich wird dies beim
Recht auf Leben: Deutschland und viele an­
dere Staaten schließen daraus, dass es keine
Todesstrafe geben kann. „Wir haben aber
Mitgliedsstaaten im Rat, die sagen, das folgt
für uns nicht daraus“, sagt Rücker, „sie sind
der Meinung, das verstößt nicht gegen das
Recht auf Leben.“ Saudi­Arabien gar ist der
Ansicht, „dass die auf der Scharia basieren­

de Rechtsprechung kompatibel ist mit der
Universalität der Menschenrechte“. Bei ext­
remer Auslegung des islamischen Rechts ist
es danach rechtens Menschen auszupeit­
schen oder zu steinigen. „Ja, das ist ernüch­
ternd“, gibt Rücker unumwunden zu.

Hat der UN­Menschenrechtsrat ange­
sichts solcher Mitglieder nicht ein massives
Glaubwürdigkeitsproblem, will die Runde
wissen. „Die Vereinten Nationen sind das,
was der Name sagt“, entgegnet Rücker, „es
ist keine westliche Veranstaltung zur Durch­
setzung der westlichen Interpretation der
Menschenrechte, sondern ein Ausdruck der
Vielfalt in der Welt.“ Das bringt verschiedene
Interpretationen mit sich. „Über diese kön­
nen und müssen wir streiten. Aber daraus so­
fort ein Glaubwürdigkeitsproblem abzulei­
ten, wird den Vereinten Nationen nicht ge­
recht“, verteidigt er die Institution gegen den
Vorwurf, ihre eigenen Prinzipien offen über
Bord zu werfen und kontert mit der Gegen­
frage: „Was ist denn die Alternative?“

So klar und ruhig er redet, so vehement
streitet Rücker für die Idee der Vereinten Na­
tionen und klopft mit der offenen Hand auf
den Tisch. „Was ist die Alternative zu einem
Sicherheitsrat, zu einer Generalversamm­
lung, zu einem Menschenrechtsrat?“ Es sei

harte Arbeit in der UN zu verhandeln und es
gebe eben viele Staaten, die völlig anderer
Meinung als Deutschland seien. „Aber wir
haben nichts besseres als die UN und müssen
weiter daran arbeiten, sie zu verbessern.“

Und wie steht es um die Menschenrechte
in Deutschland? Rund 150 Empfehlungen
habe der Rat bei der letzten Staatenprüfung
im Jahr 2013 ausgesprochen. Kritik gab es
etwa an latent rassistischen Tendenzen, an
der Aufarbeitung des NSU­Skandals oder
an der Sicherungsverwahrung.

Grundsätzlich aber stünden die Staaten
der EU in Sachen Wahrung der Menschen­
rechte gut da. Ob dies auch für Ungarn gelte,
kommt prompt als Nachfrage. „Ungarn ist
Teil der EU“, sagt Rücker diplomatisch. Er
fügt aber hinzu: „Wir haben Anlass zur Sor­
ge, dass der Standard der Genfer Flücht­
lingskonvention und europäische Stan­
dards, nicht überall eingehalten werden.“

Die Unterscheidung des bayerischen Mi­
nisterpräsidenten Horst Seehofer (CSU) in
zwei Kategorien von Flüchtlingen kann Rü­
cker nachvollziehen: „Ich halte es für legitim,
diese Unterscheidung in Flüchtlinge aus dem
Nahen Osten sowie aus dem Westbalkan zu
machen, denn es sind unterschiedliche Ursa­
chen für Migration“, sagt er. Welche Schluss­

folgerungen daraus die deutsche Innenpoli­
tik ableite, müssten jedoch Bund, Länder
und Kommunen entscheiden.

Dass der Kosovo in Deutschland schon
bald als sicheres Herkunftsland eingestuft
wird, hält Rücker für sehr wahrscheinlich,
nachdem Ministerpräsident Isa Mustafa
dies erst jüngst bei seinem Besuch bei Bun­
deskanzlerin Angela Merkel (CDU) Ende Ju­
ni in Berlin noch einmal forderte. „Wenn der
Ministerpräsident des Kosovo dies selbst an­
regt, kann ich mir schon vorstellen, dass man
sich in diese Richtung entscheidet.“

In den verbleibenden fünf Monaten seiner
Amtszeit will Rücker auch die Weichen da­
für stellen, den Menschenrechtsrat effekti­
ver zu machen. Denn im zehnten Jahr seines
Bestehens kämpft der Rat mit der zuneh­
menden Masse an Themen und Texten. Die
Zahl der Resolutionen und Erklärungen
wächst ständig: Von 43 im Jahr 2006 auf 112
im vergangenen Jahr. Der Rat müsse sich
stärker auf das Wesentliche konzentrieren
und auf das, was der frühere UN­Generalse­
kretär Kofi Annan dem Gremium mit auf
den Weg gegeben hat: Das Zeitalter der Men­
schenrechtserklärungen solle abgelöst wer­
den von einem Zeitalter, in dem diese Rechte
weltweit durchgesetzt werden.

DerMenschenrechtsrat der Vereinten
Nationen in Genf ist das zentrale Forum
für den Schutz und die Förderung der
Menschenrechte. Mit dem früheren
Oberbürgermeister von Sindelfingen,
Joachim Rücker, steht erstmals ein
Deutscher demGremium vor.

Info

Joachim Rücker

¡ 1951 in Schwäbisch Hall geboren.

¡ 1973 bis 1979 Studium der Wirtschaftswis-
senschaften in Freiburg und Promotion.

¡ Von 1979 bis 1991 für das Auswärtige Amt
in Bonn, Wien, Daressalam und Detroit.

¡ Von 1993 bis 2001 ist Rücker Oberbürger-
meister der Stadt Sindelfingen.

¡ Von 2001 bis 2002 ist er für die Vereinten
Nationen Botschafter in Bosnien und
Herzegowina. Von 2006 bis 2008 Sonder-
gesandter des UN-Generalsekretärs und
Leiter der Übergangsregierung im Kosovo.

¡ Von 2008 bis 2011 deutscher Botschafter
in Schweden. Von 2011 bis 2014 Chefins-
pekteur des Auswärtigen Amts.

¡ Seit Juli 2014 ist er Botschafter und Ständi-
ger Vertreter der Bundesrepublik Deutsch-
land beim Büro der Vereinten Nationen
und den anderen internationalen Organi-
sationen in Genf.

¡ Am 1. Januar 2015 löst Rücker Baudelaire
Ngong Ella aus Gabun an der Spitze des
UN-Menschenrechtsrats ab. Die Amtszeit
ist auf ein Jahr begrenzt.

¡ Er ist verheiratet und Vater von drei
Kindern. (rom)

UN-Menschenrechtsrat

¡ Der Menschenrechtsrat der Vereinten
Nationen sollte 2006 als tatkräftiger Nach-
folger die vielkritisierte UN-Menschen-
rechtskommission ablösen. Allerdings
stand auch er von Anfang an in der Kritik,
weil die Vollversammlung immer wieder
auch Menschenrechtsverletzer als Mitglie-
der bestimmte. Derzeit sind so umstritte-
ne Staaten wie China, Russland, Pakistan,
Katar und Saudi-Arabien Mitglieder.

¡ Der Menschenrechtsrat soll die Situation in
den 195 UN-Mitgliedstaaten überwachen
und helfen, grundlegende politische,
wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte zu sichern. Dazu gehören das Recht
auf Leben, persönliches Eigentum, politi-
sche Betätigung, Meinungs- und Glau-
bensfreiheit. Das Genfer Gremium umfasst
47 UN-Mitgliedsländer. (rom)

Den Präsidenten kommt die Galle hoch
Vor dem Flüchtlingsgipfel amMontagmachen Kommunalvertreter der LandesregierungDampf: „Es ist dreiMinuten vor zwölf“

„Wir müssen alles tun,
damit die Stimmung in der
Bevölkerung nicht kippt“

Roger Kehle
Präsident des Gemeindetags
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„Es gibt Probleme
bei der Interpretation
der Menschenrechte“

Joachim Rücker
Präsident des UN-Menschenrechtsrats
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S
ich splitternackt zu produzieren
kann eine Katastrophe sein oder eine
auslösen. Diese Erfahrung mussten

dieser Tage kanadische Bergsteiger ma­
chen, die nach der Besteigung des Kinabalu
auf Borneo auf dem höchsten Berg Malay­
sias Nackttänze aufführten. Kurz darauf er­
eignete sich in der Nähe ein Erdbeben, das
18 Bergsteiger in den Tod riss. Die Einhei­
mischen wundern sich darüber nicht. Ih­
nen ist der Berg heilig, denn er dient den
Geistern der Toten als Ruhestätte. Ein
ranghoher Politiker beschuldigt die Aus­
länder, mit ihrer Respektlosigkeit die Ka­
tastrophe verursacht zu haben. Man habe 
den Geist des Berges erzürnt, der sich nun
gerächt habe.

Wir vernunftgläubigen Europäer halten
das für Aberglauben, lesen aber selbst Ho­
roskope, die nichts anderes sind als eine
Form des Aberglaubens, die sich anmaßt,
dem Schicksal in die Karten zu schauen. 
Oder nehmen wir den Professor, der Vor­
träge gegen den Aberglauben hält, danach
aber ein Mittel gegen Haarausfall kauft.
Erich Kästner beschreibt in einem Gedicht
eine ausgelassene Silvestergesellschaft, die
aus ihrem Berghotel hinausstürmt in die
erhabene Winternacht und sie stört: „Aber 
das Gebirge wollte seine Ruh’, und mit
einer mittleren Lawine deckte es die blöde
Bande zu.“ Werner Birkenmaier

Alles Aberglaube?

Unten rechts

Soziale 
Abschottung

D
ie Bildungspolitik also. Die FDP
will vor der Landtagswahl eine
Kampagne „Hände weg vom Gym­

nasium“ auflegen. Hans­Ulrich Rülke, am
Wochenende zum Spitzenkandidaten ge­
kürt, hat das so angekündigt. Werde Grün­
Rot im März 2016 nicht abgewählt, dann 
komme die Einheitsschule und das Gymna­
sium sei tot, mahnt er. 

Sieht man davon ab, dass mit Ausnahme
einiger verwirrter junger Grüner niemand 
den Abschied vom Gymnasium verlangt,
sticht bei den Attacken gegen die „grün­ro­
te Kulturrevolution“ doch eines ins Auge: 
auf Landesparteitagen der bürgerlichen 
Parteien FDP und CDU gab es zuletzt bei
kaum einem Thema solche Jubelstürme
wie anlässlich der Verteidigung von Haupt­
und Realschule. Unbestreitbar bildet eine
gut ausgebildete Facharbeiterschaft das
Rückgrat der deutschen Industrie. Merk­
würdig ist nur, dass auf den Parteitagen vor
allem Akademiker zu finden sind. Diese
Akademiker tun in ihrem privaten Umfeld
alles dafür, dass ihre Kinder und Enkel
mindestens das Abitur, besser einen Hoch­
schulabschluss und gern auch eine Doktor­
titel erlangen. Facharbeiter – das ist immer
etwas für die anderen. So stellt sich die Fra­
ge, ob hinter der Begeisterung für den bil­
dungspolitischen Status quo nicht eine so­
ziale Abschottungssehnsucht steckt. Darü­
ber lohnte es sich einmal nachzudenken.

Wahlkampf FDP und CDU preisen das 

gegliederte Schulwesen. Die Gründe dafür 

sind nicht uneigennützig. Von Reiner Ruf

E
ine lebendige Demokratie lebt vom
Mitmachen. Deshalb ist es richtig,
dass die Generalsekretäre und Ge­

schäftsführer der Parteien überlegen, wie
sich die sinkende Wahlbeteiligung stoppen
lässt. Was sie bislang an Vorschlägen erwä­
gen, geht aber haarscharf am Problem vor­
bei. Die Politiker wollen, salopp gesagt, den
Service verbessern. Nur ist der heute schon
prima: Die Bürger bekommen eine Wahlbe­
nachrichtigung nach Hause und können 
vielerorts Wochen vor der Wahl im Rathaus
ihre Stimme abgeben oder Briefwahl ma­
chen oder am Wahltag ins Wahllokal gehen.
Nichtwähler enthalten sich nicht deshalb
der Stimme, weil Wählen unbequem wäre –
sondern weil sie nicht wählen wollen.

Natürlich ist nicht jeder Nichtwähler
ein frustrierter Wutbürger. Dass aber bei
den beiden jüngsten Bundestagswahlen
fast 30 Prozent der Wahlberechtigten zu
Hause geblieben sind, kann man nur als 
Krisenzeichen werten – als Zeichen dafür,
wie tief der Graben zwischen Bürgern und
Parteien inzwischen ist. Vor 30, 40 Jahren, 
sagt SPD­Chef Gabriel zu Recht, seien alle 
Parteien enger mit dem Alltagsleben ver­
bunden gewesen als heute. Wie die Distanz
überwunden werden kann, sollte der Bun­
destag in einer Enquetekommission er­
gründen. Sonst kommen womöglich nur 
Service­Mätzchen wie die Öffnung der
Wahllokale bis 20 Uhr heraus. 

Daneben
Politikverdruss Die Ideen für eine 

bessere Wahlbeteiligung beheben das 

Kernproblem nicht. Von Bernhard Walker

Diplomatie der kleinen Schritte

E
ine Minute und fünf Sekunden sind
nicht gerade üppig, um den USA
endlich einmal die Meinung zu sa­

gen. Mehr Zeit gibt es nicht für die Vertre­
ter von 193 UN­Mitgliedsländern, um dem
Präsidenten des Menschenrechtsrates zu
danken, das Wort zu bekommen, um der 
US­Delegation für den Bericht über die La­
ge im Land zu danken – und um dann die
Empfehlungen auszusprechen, wie Wa­
shington künftig mit Menschenrechten
umzugehen habe. Pakistan und der Sudan
zeigen sich „tief besorgt“ über den Rassis­
mus in den USA, der Iran mahnt die Schlie­
ßung von Guantánamo an, China und Russ­
land reichen die 65 Sekunden hinten und 
vorne nicht, um ihr Statement zu verlesen. 
Doch ganz egal, ob das große China oder das
kleine Litauen die vorgegebenen 65 Sekun­
den überschreitet, der Vorsitzende ist gna­
denlos. „I am sorry“, sagt Joachim Rücker,
schaltet das Mikrofon ab und erteilt dem 
nächsten Delegierten das Wort.

Rücker, der deutsche Botschafter bei
den Vereinten Nationen in Genf, hat seit
Jahresbeginn den Vorsitz des Menschen­
rechtsrates inne. Zum ersten Mal in der Ge­
schichte des Rates bekleidet ein Deutscher
diese Position. Vor ihm hat auch der Vertre­
ter Ägyptens keine Chance. Der hatte – tak­
tisch geschickt – erklärt, nun neun Punkte
aufzuzählen, bei denen sich die USA ver­
bessern müssten. Bei Punkt fünf wechselt
die Farbe der rückwärts laufenden digita­
len Stoppuhr im Saal von Grün auf Rot, bei
Punkt acht zeigt sie null Sekunden an.
„Danke“, sagt Joachim Rücker. 

„Universelle periodische Staatenüber­
prüfung“ nennt sich das Verfahren, bei dem
alle vier Jahre die Lage der Menschenrech­
te jedes UN­Mitgliedstaates
überprüft wird. Bei den USA
ist das Interesse groß: Jedes
Land hat Rederecht bean­
tragt. Am Nachmittag, wenn
die Marschall­Inseln unter
die Lupe genommen werden,
sinkt die Beteiligung rapide.
Im April 2013 hatte sich auch 
Deutschland dem Menschen­
rechte­Tüv unterzogen. 200 Empfehlun­
gen hatte es erhalten und 168 davon ange­
nommen. „Wenn es um Menschenrechte 
geht, tut niemand gut daran, auf dem hohen
Ross zu sitzen“, sagt Rücker später im Büro.

Von dort sieht der deutsche UN­Bot­
schafter beim Blick aus dem Fenster nicht
das imposante Alpenmassiv hinter dem
Genfer See, sondern den Parkplatz des Ge­
bäudes, das aussieht wie ein in den 70er
Jahren im Ostblock erbautes internationa­
les Hotel. Man hat nicht den Eindruck, dass
Rücker das stört. Der Inhalt zählt mehr als
die Verpackung, und wenn der ehemalige 
Oberbürgermeister von Sindelfingen über
die Arbeit des Menschenrechtsrates er­
zählt, macht er das mit Begeisterung.

Der Rat ist die zentrale Institution der
Vereinten Nationen für Menschenrechts­
fragen. Er wurde 2006 auf Initiative des da­
maligen UN­Generalsekretärs Kofi Annan 

gegründet und ersetzte die Menschen­
rechtskommission, die am Ende ihrer Auf­
gabe nicht mehr gewachsen war. Anders als
der Sicherheitsrat in New York hat der
Menschenrechtsrat keine Sanktionsmög­

lichkeiten. Eingerahmt zwi­
schen den Fahnen Deutsch­
lands und der Vereinten Na­
tionen, beschreibt Rücker die
Möglichkeiten der Institu­
tion. Staaten könnten über­
prüft werden, es gebe Sonder­
berichterstatter und Untersu­
chungskommissionen. „Das
sind ganz neue Möglichkeiten

des Monitorings“, sagt er. 
Es sind keine Maßnahmen, die schlag­

zeilenträchtige Erfolge hervorbringen.
„Aber manchmal höhlt steter Tropfen den
Stein“, sagt Rücker und verweist auf den
Außenminister Nordkoreas, der nach
einem katastrophalen Bericht über sein
Land in den Rat gekommen war, um die Si­
tuation zu erklären. Rücker lässt keinen 
Zweifel daran, dass er diesen Versuch für
misslungen hält. Einerseits. Andererseits
könnte es ein kleiner Schritt in die richtige
Richtung sein, wenn es selbst die Nordko­
reaner schert, was die Welt über sie denkt.

Mit kleinen Schritten kennt sich Joa­
chim Rücker aus. „Zero Emission“ steht an
der Tür seines Dienstwagens, einem BMW
I3. Privat hat sich der deutsche Botschafter
einen Tesla gekauft. Der Weg zwischen
Genf und Stuttgart ist mit öffentlichen Ver­
kehrsmitteln nicht vernünftig zu bewälti­

gen. Die Fahrt in die Heimat, wo Ehefrau
Ines Kirschner am Killesberg eine Kinder­
arztpraxis betreibt, will Rücker wenigstens
ohne Ausstoß von Klimakillern hinter sich
bringen. Fahrtzeit: fünfeinhalb Stunden –
einmal Batterie aufladen auf halbem Weg
inklusive. Die Erderwärmung wird so nicht
final gestoppt. Aber besser als nichts.

Dass Joachim Rücker für ein Jahr die
Geschicke des Menschenrechtsrates lenkt,
hat er ein Stück weit seinem Vorgänger zu
verdanken. Heinrich Schumacher hatte die
Drähte gelegt, dass Deutschland den alter­
nierenden Vorsitz des Rates übernimmt,
dem, ebenfalls im Wechsel, 47 Länder an­
gehören. Gleichwohl musste Rücker erst
einmal auf Werbetour gehen, als er im Juli
2014 seine Botschafteraufgabe in Genf
übernahm. Inzwischen hat er sich nicht 
nur durch sein konsequentes Auftreten für
„Zero Emission“ einen Namen gemacht.
John Fisher beispielsweise, der in Genf 
die   Menschenrechtsorganisation Human 
Rights Watch vor dem Menschenrechtsrat 
vertritt und dessen Arbeit seit seiner Grün­
dung verfolgt, ist vom aktuellen Vorsitzen­
den sehr angetan: „Gut, stark und klar“ lau­
tet das Urteil des Neuseeländers über Joa­
chim Rücker.

Kleine Schritte zeitigen bisweilen acht­
bare Erfolge, doch die zu benennen, damit
hat der deutsche UN­Botschafter so seine
Probleme. Er wolle keine Namen nennen,
sagt Rücker, weder von Staaten, die Proble­
me bereiten, noch von denen, in denen es
vorangeht in Sachen Menschenrechte. Dip­

lomatische Zurückhaltung nennt man das.
Ein positives Beispiel zu nennen bedeutet
schließlich fast zwangsweise auch, ein an­
deres zu unterschlagen. Ein wenig lässt
sich der Diplomat dann doch entlocken:
Der Südsudan habe die Kinderrechtskon­
vention unterzeichnet, Sri Lanka eine um­
fassende Aufklärung der Verbrechen im
jüngsten Bürgerkrieg zugesagt, und Suri­
nam habe im März ein Gesetz zur Abschaf­
fung der Todesstrafe auf den Weg gebracht.
Und alleine im März habe der Rat mehr als
30 Resolutionen verabschiedet, überwie­
gend im Konsens. „So viel Konsens wie
möglich, so viel Kontroverse wie nötig“,
lautet Rückers Strategie. Dass es ganz ohne
Streitereien nicht geht, ist ihm klar. „Men­
schenrechte sind per se immer politisch.“

Vor zwei Jahren stand Rücker auf den
Marktplätzen von Hildrizhausen und Her­
renberg, um sich für die SPD im Kreis Böb­
lingen als Bundestagskandidat zu bewer­
ben. Damals ging es um Fragen der Renten­
politik, um Mindestlohn und Energiewen­
de. Das mit dem Direktmandat hat nicht ge­
klappt. Nun geht es um Kämpfe in Darfur,
um Massenvertreibung und Folter. 

Im Nebenzimmer des Präsidentenbüros
warten zwei Herren, die demnächst als
Sonderberichterstatter in den Sudan auf­
brechen werden. Rücker versichert ihnen,
dass sie „eine unserer wichtigsten Missio­
nen bekleiden“, und versichert „jede 
Unterstützung, die Sie von uns bekommen
können“. Das alles ganz ohne Zeitlimit: „Sie
können sich jederzeit bei mir melden.“ 

Porträt Joachim Rücker, einst Bürgermeister von Sindelfingen, streitet sich heute mit Nationen wie Nordkorea oder dem Südsudan herum. 
Der gebürtige Schwabe lenkt mit Disziplin und Beharrlichkeit die Geschicke des UN­Menschenrechtsrates. Von Christian Gottschalk 

Auf einer Pressekonferenz in Genf stellt sich Joachim Rücker den Fragen der Journalisten. Foto: dpa

„So viel Konsens 
wie möglich, 
so viel Kontroverse 
wie nötig.“
Joachim Rücker, 
Vorsitzender des UN­
Menschenrechtsrates

Wider die Superreichen

J
etzt geht es los: Hillary Rodham Clin­
ton steht an der Startlinie zum zwei­
ten langen Marsch ihres Lebens als

Politikerin. Die 67 Jahre alte Ex­Außenmi­
nisterin der USA, Ehefrau des Ex­Präsiden­
ten Bill Clinton und Ex­Präsidentschafts­
kandidatin 2008 spricht erstmals zu Tau­
senden von Anhängern. Sie verspricht, für
Amerikas Mittelschicht zu kämpfen, sollte
sie im November kommenden Jahres zur
Nachfolgerin von Präsident Barack Obama
gewählt werden. Der Auftritt auf einer
Insel im New Yorker East River ist sorgfäl­
tig inszeniert. Die Zuhörer sollen mit der 
Gewissheit nach Hause gehen, dass Clinton
sich um sie kümmern wird.

Schon vor zwei Monaten war Clinton of­
fiziell in den Wahlkampf eingetreten. Vor
einer Menschenmenge wie am Samstag hat
sie aber noch nicht gesprochen. In ihren
Aussagen bleibt die Kandidatin noch vage,
aber es zeichnet sich ab, dass sie andere
Themen in den Vordergrund stellen wird
als im Jahr 2008. Damals versuchte sich 
Clinton als kraftvolle Oberkommandieren­
de einer Supermacht zu stilisieren. Das
Projekt scheiterte schon in den Vorwahlen
der Demokraten am Charme und der Elo­
quenz eines Barack Obama.

Dieses Mal geht Clinton den populisti­
schen Weg. Sie verspricht, der US­Mittel­
schicht wieder auf die Beine zu helfen, die
noch immer an den Folgen der Finanzkrise
von 2008 leidet. Die Schuldigen an dieser
Misere hat Clinton auch schon ausge­

macht. Es seien die Republikaner, die im­
mer noch glaubten, wenn Reiche begüns­
tigt würden, fielen auch ein paar Krumen
für die weniger reichen Leute ab. „Wohl­
stand ist nicht nur etwas für Vorstandsvor­
sitzende“, ruft Clinton der Menge zu, die 
ihr Hunderte von US­Fähnchen entgegen­
wedelt. „Ich trete an, um dafür zu sorgen,
dass die Wirtschaft für alle Amerikaner
funktioniert.“ Es könne nicht angehen,
dass die Manager der 25 wichtigsten
Hedgefonds in den USA so viel verdienten
wie alle Kindergarten­Erzieherinnen in
Amerika zusammen und dazu noch weni­

ger Steuern zahlen müssten. Das werde sie
ändern, verspricht Clinton. 

Wie sie das anstellen will, sollte sie 2016
tatsächlich ins Weiße Haus in Washington
gewählt werden, lässt die Kandidatin offen.
Auch die Außenpolitik streift Clinton nur. 
Das ist, gemessen an der frühen Phase des
Wahlkampfes, nicht ungewöhnlich. Clin­
tons Worte klingen, als wären sie einem so­
zialdemokratischen Lehrbuch aus Europa
entnommen, aber sie verspricht nichts, was
sie im Laufe der kommenden anderthalb
Jahre nicht wieder revidieren könnte. 

Ob sie das tun wird, hängt davon ab,
welcher Bewerber sich als republikani­
scher Präsidentschaftskandidat durchset­
zen wird. Favorit ist derzeit Jeb Bush. Der 
Bruder des früheren Präsidenten George
W. Bush wird am Montag in Miami seine

Bewerbung offiziell erklären. Wird der
Kampf um die Nachfolge des ersten
schwarzen Präsidenten in der Geschichte
der USA ein Kampf zwischen Bush und
Clinton, dann wird das auch eine Auseinan­
dersetzung zweier politischer  Dynastien – 
mit Vorteilen für Clinton. An die Präsident­
schaft ihres Mannes dürften sich die meis­
ten Amerikaner heute – vereinfacht gesagt
– lieber erinnern als an die Amtszeit von
George W. Bush.

Hillary Clinton weiß das. Bemerkens­
wert ist, wie sie an diesem Tag  in New York
ihre persönlichen Lebenserfahrungen be­
nutzt, um ein emotionales Fundament 
ihres Wahlkampfes zu gießen. Mehrfach er­
wähnt sie ihre inzwischen verstorbene 
Mutter Dorothy Rodham, die trotz widriger
Bedingungen niemals den Glauben an sich
und ihr Vertrauen in Amerika verloren ha­
be. Auch die inszenierte Foto­Gelegenheit
mit Kandidatin, Ehemann Bill Clinton und
Tochter Chelsea am Ende der Rede belegt: 
Hillary Clinton will ihr Image verändern.
Bisher galt sie als kühl kalkulierende 
Machtpolitikerin, die Millionen mit Reden 
und Büchern verdient. Künftig soll an diese
Stelle das Bild einer Fürsprecherin der
Frauen, Familien, Homosexuellen, Vetera­
nen und Einwanderer treten – eine Art
Mutter der Nation im blauen Hosenanzug. 

Jubel bricht in der Menge aus, als sie
sagt: „Ich mag nicht die jüngste Kandidatin
sein, aber ich werde die jüngste Präsidentin
in der Geschichte der Vereinigten Staaten
sein.“  Überdies müsse sich niemand Sor­
gen machen, dass sie wegen der harten
Arbeit im Weißen Haus weiße Haare be­
kommen werde: „Ich färbe sie schon seit 
Jahren.“ Diese Art von Humor kommt an. 

Wahlkampf Bei ihrem ersten großen Auftritt in New York präsentiert 
sich Hillary Clinton als Anwältin der Mittelschicht. Von Damir Fras

Hillary Clinton bedankt sich nach ihrer Rede bei den jubelnden New Yorkern.  Foto: Getty
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